
Dr. Florian Herbst (BKA – VD): 

„Die Möglichkeit des Vergleichs im verwaltungsgerichtlichen Verfahren ist keine ausschließliche 

Frage des Prozessrechts, sondern überwiegend eine Frage des materiellen Rechts.“ 

Dr. Herbst absolvierte das Diplom- und Doktoratsstudium an der rechtswissenschaftlichen Fakultät der 

Karl-Franzens-Universität Graz. 2006-2010 war er als Universitätsassistent am Institut für Öffentliches 

Recht und Politikwissenschaft tätig. Seine Dissertation verfasste Dr. Herbst zur Frage der Abgrenzung 

von Bescheid und Verordnung. Seit 2011 ist er Mitarbeiter im Bundeskanzleramt-Verfassungsdienst. 

Dort ist Dr. Herbst mit den Schwerpunkten Verfassungslegislative, Verwaltungsverfahrensrecht sowie 

verfassungsrechtlichen Angelegenheiten des Arbeits- und Sozialrechts befasst und maßgeblich an der 

legistischen Vorbereitung der Einführung der zweistufigen Verwaltungsgerichtsbarkeit beteiligt und 

mit der legistischen Ausarbeitung des Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetzes betraut. Seit August 

2020 ist er Leiter der Abteilung für Soziales, Justiz und Inneres, nunmehr Abteilung für Arbeit und 

Soziales. 
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